
ergibt sich — wie zutreffend ausgeführt wird — schon 
daraus, daß in manchen Fällen die Rechtsfolgen je 
nach der Schuldart verschieden sein werden. Die Er­
wähnung ist aber auch deshalb notwendig, weil die 
unterschiedliche moralische Bewertung der beiden 
Schuldarten zur allgemeinen gesellschaftlichen Über­
zeugung geworden ist und auf fast allen anderen 
Rechtsgebieten, für die überhaupt der Schuldbegriff in 
Betracht kommt (z. B. Strafrecht, Arbeitsrecht, LPG- 
Recht, PGH-Recht) auch zu materieller Differenzierung 
führt. In einem Gesetzbuch, dessen Hauptziel die Er­
ziehung der Bürger zur bewußten Einhaltung der ge­
setzlichen Bestimmungen ist, genügt es aber nicht, zu 
erklären, daß Vorsatz und Fahrlässigkeit Schuldarten 
sind; es müssen auch deren Wesen und die zwischen 
ihnen bestehenden Unterschiede wenigstens kurz dar­
gelegt werden. Das könnte, wenn man von obiger Defi­
nition ausgeht, durch einen Zusatz etwa folgenden 
Inhalts geschehen:

„Bei Vorliegen dieses Sachverhalts ist die Schuld 
vorsätzlich, wenn das pflichtwidrige Ergebnis auf 
dem Willen des pflichtwidrig Handelnden oder Unter­
lassenden beruht; sonst ist sie fahrlässig.“

Wesentlich einfacher dürfte es aber sein, Vorsatz und 
Fahrlässigkeit selbständig zu definieren. Dadurch wäre 
es möglich, die bestehenden Meinungsverschiedenhei­
ten über den Begriff von Vorsatz und Fahrlässigkeit 
zu klären und insbesondere bei der Fahrlässigkeit ent­
weder zu einer Gleichheit mit dem strafrechtlichen Be­
griff zu kommen oder, wenn sich das als unmöglich 
erweisen sollte, wenigstens sich der Unterschiede be­
wußt zu werden.

Zur Beweislast bei außervertraglichem Verschulden

Noch wichtiger als die richtige Begriffsbestimmung der 
Schuldarten und die etwaige gemeinsame Schulddefini­
tion, die ja wohl für die Mehrzahl der Fälle praktisch 
nichts Neues schaffen würde, ist aber m. E. die Frage, 
wer die Beweislast für außervertragliches Verschulden 
zu tragen hat.
Für die Vertragsverletzung kann der Grundsatz gelten, 
daß derjenige, der einen Vertrag eingeht, für den Fall 
der Verletzung seiner Verpflichtung auch die Beweis­
last dafür übernimmt, daß er dies nicht schuldhaft 
getan hat. Ein solcher Grundsatz wird unter entspre­

chender Anwendung von § 282 BGB auch bereits in er­
heblichem Umfange von der Rechtsprechung befolgt. 
Theoretisch ist ja sogar eine Vertragshaftung auch 
ohne Verschulden möglich; sie besteht zur Zeit im Um­
fang der Gewährleistungsansprüche des BGB, obwohl 
das zuweilen materiell und noch mehr moralisch Här­
ten hervorrufen kann.
Auf dem Gebiet der außervertraglichen Haftung gibt 
es aber in der Regel keine besonderen Pflichten des 
Schädigers gegenüber dem Geschädigten. Die bloße 
statistische Wahrscheinlichkeit, daß der Verursacher 
meist auch der Schuldige ist, reicht kaum zur Recht­
fertigung aus. Vor allem aber können Unterschiede der 
zivilrechtlichen Regelung gegenüber der Regelung auf 
anderen Rechtsgebieten bestehen, die der zur Verant­
wortung gezogene Bürger als unverdiente Belastung 
empfinden könnte. Das gilt nicht nur im Verhältnis 
zum Arbeitsrecht, wo der ohnedies bestehende und 
m. E. unvermeidbare Unterschied in der Ausdehnung 
der Haftung für Fahrlässigkeit nicht noch durch einen 
weiteren Unterschied in der Beweislastregelung ver­
größert werden sollte, sondern vor allem im Verhältnis 
zum Strafrecht.
Zunächst dürfte bei Schädigung durch strafbare Hand­
lungen, wenn sie nicht von Arbeitern oder Angestellten 
gegen den sie beschäftigenden Betrieb begangen wur­
den, bei einem solchen Unterschied in der Beweislast­
verteilung das zivile Anschlußverfahren unmöglich 
sein, denn es kann m. E. nicht derselbe Richter im Ver­
fahren den Angeklagten einerseits freisprechen, weil 
ihm die Schuld nicht nachgewiesen sei, andererseits 
ihn aber zum Schadenersatz verurteilen, weil er bei 
festgestellter Verursachung seine Unschuld nicht bewie­
sen habe. Aber auch bei getrennten Verfahren — Straf­
verfolgung im Strafverfahren, Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit im Zivilprozeß — sind 
entgegengesetzte Ergebnisse der strafrechtlichen und der 
zivilrechtlichen Würdigung desselben Sachverhalts un­
erwünscht.
Gerade um das zu vermeiden, wurde in den Vorarbei­
ten zur künftigen ZPO vorgeschlagen, daß der Zivil­
richter, der vom Strafurteil abweichen will, dessen 
Kassation anzuregen habe und an die Kassationsent­
scheidung gebunden sei. Das würde sich aber kaum 
durchführen lassen, wenn das unterschiedliche Ergeb­
nis des Straf- und des Zivilverfahrens auf verschiede­
ner gesetzlicher Beweislastregelung beruht.
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Der Entwurf des 8. Strafrechtsänderungsgesetzes 
— eine Verschärfung des politischen Strafrechts

Seit Jahren wird das politische Strafrecht Westdeutsch­
lands von verschiedenen Kreisen und aus unterschied­
lichen Motiven kritisiert. Sowohl die Bonner Regie­
rungskoalition als auch die SPD-Bundestagsfraktion 
erklären, die „Reform des politischen Strafrechts“ sei 
vordringlich.
Bereits am 8. Dezember 1965 brachte die SPD-Fraktion 
im Bundestag den Entwurf eines entsprechenden Ge­
setzes zur Änderung des Strafgesetzbuches ein1. Nach­
dem Bundesjustizminister J a e g e r i m  Zusammenhang 
mit der Erörterung dieses Entwurfs im Bundestag am
13. Januar 1963 die Vorlage eines Regierungsentwurfs 
angekündigt hatte, beschloß das Bundeskabinett am 22. 
Juni den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der

1 Bundestags-Drucksache V/102.

strafrechtlichen Staatsschutzbestimmungen (8. Straf­
rechtsänderungsgesetz)2. Der Bundesrat beschäftigte 
sieh am 15. Juli in erster Lesung mit diesem Entwurf 
und überwies ihn mit einigen unwesentlichen Ände­
rungen dem Bundestag. Anträge der Länder Hessen 
und Hamburg, die auf eine stärkere Einschränkung des 
politischen Strafrechts hinausliefen, wurden von der 
Mehrheit der Bundesländer abgelehnt3. Die Bundes­
regierung hat inzwischen zu den Anträgen des Bundes­
rates Stellung genommen und den Entwurf beim Bun­
destag eingebracht.
Nach Verlautbarungen aus Regierungskreisen soll die 
;,Reform des strafrechtlichen Staatsschutzes“ möglichst
2 Bundesrats-Drucksache 264/66.
3 Vgl.: Das Parlament (Bonn) Nr. 31 vom 3. August 1966.
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